
Tatzeit vorliegen oder sich unmittelbar aus der Tat 
ergeben. Es ist falsch, ein späteres Verhalten des Täters, 
wie unbegründetes zweimaliges Nichterscheinen vor der 
SchK, Ablehnung und Ungebührlichkeit gegenüber der 
SchK, Verlassen der Beratung, als geeignet anzusehen, 
die Tat- und Schuldschwere dahingehend zu erhöhen, 
daß die Handlung zum Vergehen wird. Hingegen kann 
Rückfälligkeit des Täters bzw. mehrfache Begehung die 
Handlung zum Vergehen qualifizieren, wobei jedoch 
getilgte Strafen oder andere Maßnahmen nicht nach­
teilig wirken dürfen. Im einzelnen ist zu beachten:
2.1.2. Bei Eigentumsverfehlungen C§§ 160, 179 StGB in 
Verbindung mit § 1 Abs. 2 VerfehlungsVO, § 29 Abs. 2 
SchKO). Ein 50 M nicht wesentlich übersteigender Scha­
den kann beim Vorliegen der anderen Voraussetzun­
gen noch die Einstufung als Verfehlung rechtfertigen. 
Es ist nicht vom Neuwert einer Sache, sondern von 
ihrem Zeitweit auszugehen. Das Merkmal „erstmalige 
Tat“ läßt die Ausnahme zu, frühere Rechtsverletzun­
gen unberücksichtigt zu lassen, wenn die jetzige Tat 
keinen inneren Zusammenhang mit jenen hat; des­
gleichen solche Straftaten und Verfehlungen, die lange 
Zeit zurückliegen, vorausgesetzt, daß die neue Tat ins­
gesamt unbedeutend ist. Hat der Täter innerhalb eines 
halben Jahres zwei oder drei kleine Diebstähle oder 
Betrügereien, die insgesamt 50 M nicht übersteigen, be­
gangen, so ist der Verdacht eines Vergehens begründet. 
Es ist zu berücksichtigen, daß große Intensität und raf­
finierte Begehungsweise (Einbrechen, Einschleichen, 
kurze Zeitfolge zwischen den einzelnen Handlungen, 
arbeitsteiliges Vorgehen mehrerer) solche Umstände 
sind, die für das Vorliegen eines Vergehens sprechen.
2.1.3. Bei Beleidigung und Verleumdung (§§ 137, 138, 
139 Abs. 1 StGB) liegt ein Vergehen unter den in § 139 
Abs. 2 StGB beschriebenen Voraussetzungen vor. Auch 
hier schließt der Umstand, daß sich der Täter schon 
einmal wegen einer Beleidigung oder Verleumdung — 
sei es als Verfehlung oder als Vergehen — vor einem 
gesellschaftlichen oder staatlichen Gericht zu verant­
worten hatte, nicht generell die Behandlung der neuen 
Beleidigung als Verfehlung aus. Richtet sich die neue 
Beleidigung gegen denselben Bürger, so kann je nach 
ihrem Inhalt darin eine schwerwiegende Verletzung 
der Rechte des Geschädigten liegen.
Ebenso kann sich in der Wiederholung ein solches Maß 
von Uneinsichtigkeit und gemeinschaftsstörender Hart­
näckigkeit objektivieren, daß von der Persönlichkeit des 
Täters her die Tat als schwerwiegende Verletzung der 
Beziehungen zwischen den Menschen zu beurteilen und 
als Vergehen zu verfolgen ist. Unter diesem Gesichts­
punkt ist es auch zulässig, das unbelehrbare und unge­
bührliche Verhalten des Täters vor der SchK, insbe­
sondere wenn es mit neuen Ausfällen gegen den Ge­
schädigten, die Hausgemeinschaft oder das Arbeits­
kollektiv verbunden ist, zum Anlaß zu nehmen, die 
Sache der Volkspolizei zur Verfolgung als Vergehen 
zuzuleiten.
2.1.4. Bei Hausfriedensbruch (§ 134 Abs. 1 StGB) ergibt 
sich die Abgrenzung gegenüber den als Vergehen zu 
verfolgenden Fällen aus § 134 Abs. 2 StGB. Stellt die 
SchK eine mehrfache oder gewaltsame Begehungsweise 
fest, ist immer von § 32 Abs. 2 bzw. § 33 Abs. 1 SchKO 
Gebrauch zu machen.

2.2. Zur Antragstellung und Beachtung der Fristen

2.2.1. Gegenstand der Beratung ist unter Beachtung des 
Antragsprinzips nur das im Antrag bezeichnete Ver­
halten. Sofern der Antrag in der Sprechstunde der 
SchK gestellt wird, muß bei dessen Entgegennahme 
(schriftlich oder zu Protokoll) darauf geachtet werden,

daß er außer den Anforderungen des § 31 Abs. 1 SchKO 
auch die für die Einhaltung der Fristen (§ 30 Abs. 2 
und 3 SchKO) bedeutsamen Daten — bzw. die Umstände 
einer unverschuldeten Fristversäumnis im Falle des 
§ 30 Abs. 3 SchKO — enthält. Besonders bei Beleidigun­
gen, Verleumdungen und Hausfriedensbruch ist festzu­
halten, welche zivilrechtlichen und anderen Rechtsfra­
gen mitgeklärt werden sollen. Eine sorgfältige Antrags­
aufnahme oder eine klärende Aussprache mit dem An­
tragsteller, der sich schriftlich an die SchK gewandt 
hat,- erleichtert wesentlich die Vorbereitung der Bera­
tung und eröffnet Möglichkeiten, schon in diesem Sta­
dium auf die Aussöhnung der Parteien hinzuwirken 
(§ 10 SchKO).
2.2.2. Stellt sich bei der Prüfung des Antrags eine Über­
schreitung der Fristen heraus und wird keine Befreiung 
von der Fristversäumnis im Falle des § 30 Abs. 3 SchKO 
gewährt, so kann die SchK (unter Mitwirkung von min­
destens vier Mitgliedern) in entsprechender Anwendung 
des § 31 Abs. 3 SchKO den Antrag auf Durchführung 
einer Beratung — wenn er nicht zurückgenommen 
wird — durch Beschluß zurückweisen, da gemäß § 30 
Abs. 2 oder Abs. 3 SchKO eine Verfolgung der Verfeh­
lung wegen Fristablaufs nicht mehr möglich ist. Er­
gibt sich die Überschreitung der Frist erst in der Be­
ratung und wird der Antrag nicht zurückgenommen, 
so ist ebenfalls durch Beschluß festzustellen, daß eine 
Verfolgung der Verfehlung wegen Fristablaufs nicht 
mehr möglich ist.
2.2.3. Stellt die SchK bei der Vorbereitung der Bera­
tung fest, daß sie für die Beratung eines bei ihr ge­
stellten Antrags wegen einer Verfehlung gemäß § 9 
Abs. 2 GGG unzuständig ist, soll sie auf die Rücknahme 
des Antrags hinwirken, anderenfalls muß sie eine Be­
ratung wegen Unzuständigkeit durch Beschluß ableh­
nen. Die SchK einer Genossenschaft kann nicht wegen 
einer Verfehlung gegen einen Bürger beraten, der nicht 
ihr Mitglied ist oder nicht in der Genossenschaft ar­
beitet.
Unstatthaft ist eine Ablehnung mit der Begründung, 
der Antragsteller solle sich zweckmäßigerweise an die 
KK der Arbeitsstelle wenden, obwohl der Beschuldigte 
im Bereich der SchK wohnt.
2.2.4. Gegen ablehnende Beschlüsse nach Ziffern *2.2.2. 
und 2.2.3. sowie nach § 31 Abs. 3 SchKO ist in entspre­
chender Anwendung des § 54 SchKO der Einspruch zu­
lässig.
2.2.5. Anträge auf Beratung, die Leiter sozialistischer 
Einzelhandelsbetriebe bzw. Verkaufsstellen- und Gast­
stättenleiter wegen Eigentumsverfehlungen stellen, die 
von Kunden zum Nachteil sozialistischer Einzelhandels­
betriebe begangen wurden, dürfen von den SchK nicht 
entgegengenommen werden**.

2.3. Zur Aufklärung des Sachverhalts
2.3.1. Eine umfassende Aufklärung des Sachverhalts ein­
schließlich der Ursachen und Bedingungen ist eine 
wesentliche Voraussetzung für die Lösung des Kon­
flikts und insbesondere bei Beleidigung, Verleumdung 
und Hausfriedensbruch Grundlage für eine dauerhafte 
Aussöhnung der Parteien. In Fällen, in denen die Sache 
von der Deutschen Volkspolizei oder von einem diszi- 
plinarbefugten Leiter übergeben wird, ist durch den

** Die Handelsbetriebe sind durch die Gemeinsame Anweisung 
Nr. 7/68 des Ministers iür Handel und Versorgung sowie des 
Ministers des Innern und Chefs der Deutschen Volkspolizei über 
die Erhöhung der Ordnung und Sicherheit im sozialistischen 
Einzelhandel und die Verfahrensweise bei Kundendiebstählen 
vom 12. Juni 1968 (Verfügungen und Mitteilungen des Mini­
steriums für Handel und Versorgung 1968, Heft 17, S. 95 f.) an­
gewiesen, derartige Verfehlungen der Volkspolizei zu melden, 
die in geeigneten Fällen die Übergabe an die SchK verfügt. — 
D. Red.
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